
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes
11 RA 22/83

.
Be■ch■gf

Urteil durch ongeheftefen
Verkündet am Besd■uß
22. März 198M

in dem Rechtssheh

...-0.01Go!...........0.0.000000000000000000

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
.........................

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:
o...........oo....ooooocoo-oooo-ceoooocooo..

Revisionsklägerin.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 22. März 198U

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Beklagten und der Beigeladenen werden

die Urteile des Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 27. August 1982 und des Sozialgerichts Köln

vom 6. August 1981 aufgehoben; die Klage wird abgewiesen.
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Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü n d e

Streitig ist die Aufhebung eines Beitragserstattungsbescheides.

Die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hatte

dem Kläger die für die Zeit von Januar 1959 bis März 1961 zur

Angestelltenversicherung entrichteten Beiträge 1963 auf seinen

Antrag zur Hälfte erstattet (Erstattungsbescheid vom 6. Juni

1963). Dabei war nicht berücksichtigt worden, daß der Kläger

- ausweislich einer aufgerechneten Quittungskarte Nr 1 und einer

noch in seinem Besitz befindlichen Quittungskarte Nr 2 - schon in

dem Zeitraum von April 19H0 bis August 19U9 Versicherungszeiten

in der Arbeiterrentenversicherung zurückgelegt hatte, mit denen

die Wartezeit von 60 Monaten erfüllt war.

Mit Bescheid vom 28. Januar 1976 lehnte die beklagte Landes-

versicherungsanstalt die Feststellung von Beitragszeiten ab April

19H0 bis März 1961 ab, da diese infolge der Beitragserstattung

verfallen seien. Sie teilte dem Kläger auf dessen Widerspruch

mit, nach einem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom

13. November 1974 (BSGE 38, 207) könne ein Erstattungsbescheid

aufgehoben werden, wenn später aufgefundene Urkunden die damalige
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Berechtigung zur freiwilligen Versicherung erwiesen und der Ver-

sicherte den Erstattungsbetrag wieder einzahle. Der Kläger be-

antragte daraufhin unter Übersendung eines Verrechnungsschecks

bei der Beklagten die Aufhebung des Erstattungsbescheides. Die

von der Beklagten deswegen angegangene Beigeladene lehnte das

jedoch ab, was die Beklagte dem Kläger mitteilte. Dieser hielt

die Beklagte wegen ihres zur Wiedereinzahlung des Erstattungs-

betrages führenden Hinweises selbst zur Aufhebung des Erstat—

tungsbescheides für verpflichtet. Die Beklagte widersprach dem;

sie sei an die Entscheidung der Beigeladenen gebunden (Schreiben

vom 9. August 1978).

Die Widerspruchsstelle der Beklagten hat am 25. Januar 1979 den

Widerspruch gem $ 85 Abs 4 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als

Klage an das Sozialgericht (SG) weitergeleitet. Auf den in der

Verhandlung vor dem SG allein gestellten Antrag des Klägers "den
}Mnd A965

Bescheid der Beigeladenen vom 6. März—lQlä-aufzuheben", hat das

SG diesen Bescheid "aufgehoben" (Urteil vom 6. August 1981). Die

Berufung der Beigeladenen blieb ohne Erfolg (Urteil des Landes-

sozialgerichts - LSG — vom 27. August 1982). Nach der Meinung des

LSG hat das SG gem 5 75 Abs 5 SGG den Erstattungsbescheid der

Beigeladenen aufheben dürfen. Dies ergebe sich aus 5 MM Abs 2

Sozialgesetzbuch (SGB) X. Der Erstattungsbescheid zähle zwar zu

den in Art 2 5 “0 Abs 2 Satz 3 SGB X genannten bestandskräftigen

Verwaltungsakten; die Voraussetzungen des 5 174“ Abs 1 Nr 6

Reichsversicherungsordnung (EVO) aF für eine neue Prüfung seien

jedoch erfüllt. Dem Kläger sei bei der Beitragserstattung die

Quittungskarte Nr 2 nicht bewußt gewesen, er habe diese Karte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


erst später aufgefunden. Hätte die Karte bereits damals vorgele-

gen, würde dies zur Ablehnung der Beitragserstattung und damit zu

einem für den Versicherten günstigeren Verwaltungsakt geführt

haben (Hinweis auf BSGE 38, 207).

Die Beklagte und die Beigeladene haben die vom Senat zugelassene

Revision eingelegt; sie rügen Verletzung des 5 17h“ Abs 1 Nr 6

EVO aF und beantragen,

die Klage unter Aufhebung der vorinstanz—

lichen Urteile abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revisionen zurückzuweisen.

II

Auf die Revisionen waren die Urteile beider Vorinstanzen aufzu-

heben und die Klage abzuweisen-

Die vorinstanzlichen Urteile können schon deshalb nicht bestehen

bleiben, weil das SG den Erstattungsbescheid auch bei Rechts-

widrigkeit keinesfalls selbst aufheben durfte. Die Aufhebung

eines Verwaltungsaktes durch ein Gericht ist nur auf eine gegen

den Verwaltungsakt gerichtete (bei 5 75 Abs 5 SGGggf zu unter-

stellende) Anfechtungsklage zulässig (5 5“ Abs 1 SGG). Das Kla-

gebegehren des Klägers kann aber nicht als Anfechtungsklage gegen

den Erstattungsbescheid vom 6. Juni 1963 verstanden werden (vgl

5 123 SGG), da dieser längst bindend geworden ist und nach dem
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Verwaltungsverfahrensrecht lediglich noch eine Aufhebung durch

den Versicherungträger in Betracht kommt. Im Hinblick hierauf war

für den Kläger nur eine Klage sinnvoll, welche die Verpflichtung

des Versicherungsträgers zur Aufhebung erstrebte. Eine solche war

bereits mit der Weiterleitung des Widerspruchs als Klage an das

SG als erhoben (miterhoben) anzusehen. Sie richtet sich gegen das

als Verwaltungsakt zu wertende Schreiben der Beklagten vom

9. August 1978, mit dem diese die Aufhebung des Erstattungs-

bescheides abgelehnt hat; mit ihr erstrebt der Kläger zugleich

die Verurteilung (Verpflichtung) des Versicherungsträgers zur

Aufhebung. Diese Anfechtungs- und Verpflichtungsklage kann al-

lerdings weder gegenüber der Beklagten noch gegenüber der

Beigeladenen Erfolg haben.

Gegenüber der Beklagten ist die Klage schon deswegen unbegründet,

weil die Beklagte für eine Aufhebung des Erstattungsbescheides

von vornherein nicht zuständig ist. Die 15 der 55 ”5 Abs 5 und UM

Abs 3 SGB X "zuständige Behörde" hierfür ist die Beigeladene. Sie

hat den Erstattungbescheid erlassen; für einen
Zuständigkeits—

wechsel zur Beklagten fehlt die Rechtsgrundlage. Eine solche er-

gibt sich nicht aus den Vorschriften der Wanderversicherung. In

Fällen der Wanderversicherung ist zwar nach 5 1311 BVG und nach

5 90 AVG der Träger des Versicherungszweiges, an den der letzte

Beitrag entrichtet ist, "für die Feststellung und Zahlung der

Leistung" und somit auch für die Erstattung rechtmäßig entrich-

teter Beiträge aus anderen Versicherungszweigen (BSGE 11, 69ff)

zuständig. Die Aufhebung der Beitragserstattung stellt indes

keine — zu zahlende — Leistung 13 der 55 1311 RVO, 90 AVG dar, so
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daß eine nach der Beitragserstattung erfolgte weitere Beitrags—

entrichtung nicht zu einer Änderung der Zuständigkeit führen

konnte. Für die Aufhebung eines Beitragserstattungsbescheides der

Rentenversicherung bleibt derjenige Versicherungsträger zustän-

dig, der ihn erlassen hat.

Die Beklagte ist — entgegen der im Revisionsverfahren vom Kläger

geäußerten Ansicht - auch nicht aufgrund ihres früheren Ver—

haltens zur Rücknahme des Beitragserstattungsbescheides ver-

pflichtet. Dabei kann zugunsten des Klägers unterstellt werden,

daß die Beklagte bei dem Kläger anfangs den Eindruck erweckte,

sie sei für die Aufhebung des Erstattungsbescheides zuständig und

werde diesen nach Wiedereinzahlung des Erstattungsbetrages auf-

heben. Denn eine Behörde ist an eine ihren Zuständigkeitsbereich

überschreitende Zusicherung nicht gebunden, auch wenn der Emp-

fänger von der Zuständigkeit der Behörde ausgehen durfte. Das

wird in 5 3A Abs 1 Satz 1 SGB X, der die Wirksamkeit einer "von

der zuständigen Behörde erteilten Zusage" an die Schriftform

bindet, vorausgesetzt. Auch nach den im März 1977 bei Abgabe der

unterstellten Zusage geltenden Regeln des allgemeinen Verwal-

tungsrechts konnte nur eine im Zuständigkeitsbereich der Behörde

abgegebene Zusage verbindlich sein (BSGE 38, 50, 52), wobei da-

hinstehen kann, ob diese Verbindlichkeit schon bei Rechtswidrig-

keit oder erst bei offensichtlicher Rechtswidrigkeit der Zusage

entfiel (vgl hierzu auch BSGE 23, 2M8, 252).

Statt der Beklagten kann aber auch nicht die für die Aufhebung

des Erstattungsbescheides zuständige Beigeladene gemäß 5 75 Abs 5
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SGG (in sinngemäßer Anwendung) zu dessen Aufhebung verpflichtet

werden. Das LSG hat sich insoweit zu Unrecht auf 5 MM Abs 2 SGB X

iVm Art 2 5 "0 SGB X berufen.

Der Beitragserstattungsbescheid ist kein "nicht begünstigender

Verwaltungsakt" iS des 5 MM sondern ein "begünstigender Ver—

waltungsakt" iS des S “5 SGB X. Begünstigend ist nach der in 5 US

Abs 1 SGB X enthaltenen und insoweit maßgebenden gesetzlichen

Definition ein Verwaltungsakt, "der ein Recht oder einen recht—

lich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat". Hierunter

fällt der Beitragserstattungsbescheid der Beigeladenen, da er den

damals geltend gemachten Anspruch auf Erstattung der Beiträge

bestätigt hat und es hier nur um die Aufhebung dieser Regelung

geht (vgl Urteil des Senats vom heutigen Tage - 11 RA 9/83 — und

die Urteile des 1. Senats in SozR 2200 5 1303 Nrn 23 und 26 und

5 17HH Nr 17). Daß mit der auf eigenen Antrag beruhenden vor—

teilhaften Wiedererlangung der entrichteten Beiträge aufgrund von

5 82 Abs 7 AVG auch nachteilige Folgen wie der Verfall der zu-

rückgelegten Versicherungszeiten und der Ausschluß des Rechts zur

freiwilligen Weiterversicherung verbunden waren, steht der An-

nahme eines begünstigenden Verwaltungsaktes iS von 5 45 Abs 1

SGB X nicht entgegen, weil es nach 5 MB Abs 1 nur auf den Inhalt

des Verwaltungsaktes und nicht auf die sonst damit verbundenen

Folgen ankommt.

Wollte man bei der Unterscheidung zwischen "begünstigendem" und

"nicht begünstigendem" Verwaltungsakt auf die durch ihn im ein-

zelnen bewirkten Rechtsfolgen abstellen, so würde die Einordnung
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des Verwaltungsaktes davon abhängig gemacht, ob dem Adressaten

diese Rechtsfolgen günstig oder ungünstig erscheinen, was er zu

verschiedenen Zeiten unterschiedlich beurteilen kann. Der Adres-

sat hätte es damit in der Hand, ob er die Aufhebung des Beschei—

des nach 5 NH SGB X wegen ihm ungünstig erscheinender Rechtsfol-

gen betreiben oder ob er sich wegen ihm günstig erscheinender

Rechtsfolgen auf den Bestandsschutz des 5 “5 berufen will. Den

95 UH bis “9 SGB X ist indes kein Anhaltspunkt dafür zu entneh-

men, daß der Fortbestand eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes in

diesem Sinne von der Einschätzung des Bürgers abhängig sein soll.

Das Gesetz unterscheidet nach dem Inhalt des Verwaltungsaktes und

nicht danach, ob und aus welchen Gründen die Behörde oder der

Einzelne die Aufhebung des rechtswidrigen Verwaltungsaktes be—

treibt.

Aus dem sonach heranzuziehenden @ 45 SGB X kann indessen ein

Aufhebungsanspruch ebenfalls nicht abgeleitet werden. Diese Vor-

schrift ist zwar (wie 5 AA) nach Art 2 5 MO Abs 2 Satz 2 SGB X

auch dann anzuwenden, wenn der aufzuhebende Verwaltungsakt — wie

hier der Beitragserstattungsbescheid aus dem Jahre 1963 - vor dem

1. Januar 1981 erlassen worden ist; nach dem sich auf Verwal—

tungsakte iS des 5 M5SGBx beziehenden (BSGESM, 223, 229)

Satz 3 der Vorschrift sind jedoch Verwaltungsakte ausgenommen,

die bereits bestandskräftig waren und bei denen auch nach 5 1749

RVO in der vor dem 1. Januar 1981 geltenden Fassung eine neue

Prüfung nicht vorgenommen werden konnte. Insoweit haben beide

Vorinstanzen zu Unrecht die Voraussetzungen des 5 17üü Abs 1

RVG aF hinsichtlich der hier allein in Betracht kommenden Nr 6
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bejaht. Nach dieser Vorschrift kann eine neue Prüfung beantragt

oder vorgenommen werden, wenn ein Beteiligter nachträglich eine

Urkunde auffindet, die ”einen ihm günstigeren Verwaltungsakt

herbeigeführt haben würde". Im Falle der Beitragserstattung kann

ein dem Versicherten "günstigerer" Verwaltungsakt nur in einer

weitergehenden Beitragserstattung, nicht aber in einem Rückgän-

gigmachen der Beitragserstattung bestehen. Soweit der nicht mehr

für Rentenversicherungssachen zuständige 12. Senat des BSG in

dem vom LSG angeführten Urteil vom 13. November 197H (BSGE 38,

207, 209 : SozR 2200 @ 17ü4 Nr 2) eine andere Meinung vertreten

hat, hat der 1. Senat diese Rechtsprechung in zulässiger Weise

aufgegeben (SozR 2200 $ 1303 Nrn 23 und 26; S 174“ Nr 17; die

erstgenannte Entscheidung war schon vor dem angefochtenen Urteil

des LSG ergangen); der erkennende Senat schließt sich dem an.

Demnach läßt Art 2,5 “0 Abs 2 Satz 3 SGB X die Anwendung des 5 M5

SGB X nicht zu, so daß der Aufhebungsanspruch nur dann Erfolg

haben könnte, wenn das vor dem SGB X geltende Recht die Aufhebung

zuließe.

Das ist jedoch nicht der Fall; der Aufhebungsanspruch kann nicht

auf die 55 17HU RVG und 79 AVG in der bis zum 31. Dezember 1980

geltenden Fassung gestützt werden. Der 5 17üü RVO greift aus den

dargelegten Gründen nicht ein (so schon der 1. Senat in SozR

2200 5 1303 Nr 26). Auch 5 79 AVG aF vermag weder in unmittelba-

rer noch in analoger Anwendung die Aufhebung eines Beitragser-

stattungsbescheides zu stützen, wie das BSG wiederholt entschie-

den hat (SozR 2200 5 17h” Nrn 2 und 17; S 1303 Nrn 12 und 23).

Die Vorschrift betrifft nur den Fall, daß Leistungen zu Unrecht
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-1o-

vorenthalten worden sind, nicht aber den der - rechtswidrigen -

Gewährung von Leistungen. Ebensowenig läßt sich schließlich das

Klagebegehren mit dem von der Rechtsprechung entwickelten Her-

stellungsanspruch begründen; wenn die Beklagte den Kläger über

die Möglichkeit der Aufhebung des Beitragserstattungsbescheides

falsch informiert hatte, so hat dies keinen Rechtsanspruch des

Klägers auf Aufhebung des Beitragsbescheides vereiteln können;

einen solchen Anspruch hatte und hat er nicht; der "Schaden" be-

stand in der Wiedereinzahlung des Erstattungsbetrages, der dem

Kläger zurückzuzahlen ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus S 193 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Bundessozialgericht Kassel, den 5. Juli 198h

Der Vorsitzende des 11. Senats

11 RA 22/83

B e s c h 1 u B

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
........... ....... . .......... ......

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:

Revisionsklägerin.

Das Urteil des 11. Senats des Bundessozialgerichts vom

22. März 198“ wird gem. 5 138 des Sozialgerichtsgesetzes

wie folgt berichtigt:

Auf Seite 3, zweiter Absatz, fünfte Zeile von oben muß es

statt:

"6. März 1973"

richtig heißen:

"6. Juni 1963".

Vorsitzender Richter
am Bundessozialgericht
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